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Entwicklungen der letzten Jahre, wozu beispiels-
weise die stark steigende Nachfrage nach Studi-
enplätzen, die Ergebnisse der Exzellenzinitiative
des Bundes und der Länder und die Einführung
der Schuldenbremse gehören, werfen die drän-
gende Frage nach der zukünftigen Finanzierung
der staatlichen Hochschulen in Deutschland auf,
begrenzt doch ab 2016 das Grundgesetz die zu-
lässige Kreditfinanzierung des Bundes auf maxi-
mal 0,35% des Bruttoinlandsproduktes und ver-
bietet den Ländern ab 2020 die Nettokreditauf-
nahme völlig. Zur Zukunftssicherung der Gesell-
schaft als Ganzes bedarf es des Erhalts bzw. – bes-
ser noch – der Steigerung des hohen Niveaus der
Wissenschaft. Die Hochschulen leisten hierzu mit
ihrer Forschung, der Förderung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses und der Lehre im tertiären
Bildungssektor einen ganz wesentlichen Beitrag.
Im Rahmen der Föderalismusreform im Jahre
2006 wurde die Zuständigkeit der Länder für den
Hochschulbereich festgelegt. Damit ist die Finan-
zierung der staatlichen Hochschulen Angelegen-
heit der Länder; der Bund darf sich laut Grundge-
setz Artikel 91b lediglich an der Finanzierung von
befristeten Maßnahmen von überregionaler Be-
deutung beteiligen, wozu es zudem der Zustim-
mung sämtlicher Länder bedarf. Zu diesen Maß-
nahmen gehören Einzelvorhaben der Wissen-

schaften und Forschung, die Bereitstellung von
Forschungsbauten sowie die Beschaffung von
Großgeräten an Hochschulen, falls diese einen
Wert von 250000€ übersteigen.
Nahezu alle Länder haben in den letzten Jahren
die finanzielle Mittelzuweisung an ihre Hoch-
schulen auf Globalhaushalte umgestellt, mit we-
sentlichen positiven Auswirkungen [1]. Global-
haushalte ermöglichen einen flexiblen Mittel-
einsatz und reduzieren die Gefahr staatlicher Ein-
griffe. Der erweiterte Gestaltungsspielraum für
die Hochschulen, d.h. also Gestaltungsspielräume
auf zentraler (Präsidien/Rektorate) und dezentra-
ler (Fachbereiche/Fakultäten) Ebene, schärft das
Bewusstsein für den Ressourcenverzehr von Ent-
scheidungen. Kostenwirksame Entscheidungen
werden vor Ort getroffen, Fach- und Ressourcen-
verantwortung fallen zusammen. Fachspezifische
Kostentransparenz fördert die effiziente Mittel-
verwendung, Bedürfnisse können damit besser
befriedigt werden. Lässt der Globalhaushalt die
Übertragung der Mittel in das nächste Haushalts-
jahr zu, besteht zudem nicht die Gefahr über-
stürzter Entscheidungen. Dem „Dezemberfieber“
wird so vorgebeugt.
Bei Globalhaushalten verlagern sich allerdings
mit der Entscheidungshoheit auch die Risiken
auf die untere Ebene. Entsprechende Vorsorge-
maßnahmen verantwortungsvoller Dekanate
bzw. Hochschulleitungen führen dann zu Über-
schüssen und vielfach der Übertragung verfüg-
barer Mittel in das nächste Haushaltsjahr. Damit
besteht dann das Risiko, dass „Überschüsse“ von

* Nach einem Vortrag gehalten anlässlich der Sitzung der
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Zusammenfassung
!

Vor dem Hintergrund der steigenden Studieren-
denzahlen, des Auslaufens der Exzellenzinitiative
und der bevorstehenden Einführung der Schul-
denbremse stellt sich die drängende Frage nach
der Finanzierung der staatlichen Hochschulen in
Deutschland und wie zukünftig eine Beteiligung

des Bundes an der Finanzierung möglich sein
wird. In seiner im Juli 2013 publizierten Stellung-
nahme fordert der Wissenschaftsrat einen bis
2025 laufenden Zukunftspakt für das deutsche
Wissenschaftssystem mit einer nachhaltigen
Perspektive für den Ausbau der Quantität und
Qualität der Lehre sowie profilbildenden Maß-
nahmen für die Forschung.
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der übergeordneten Seite kritisch gesehen und abgeschöpft wer-
den können, sei es durch das Land oder die Hochschulleitung. In
diesem Fall werden Fachbereiche zukünftig weniger Rücklagen
bilden. Angemessene Rücklagen sind aber gerade in den experi-
mentellen Fächern – zu denen auch die Medizin gehört – not-
wendig, um bei einem Ausfall von Geräten handlungsfähig zu
sein. Der Sicherheit vor zukünftigen Haushaltskürzungen bedür-
fen daher die Fachbereiche gegenüber der Hochschulleitung ge-
nauso wie letztere gegenüber dem Land.
Als weiterer Nachteil von Globalhaushalten ist eine erschwerte
unmittelbare Steuerung zur Sicherstellung von Forschung und
Lehre zu nennen, die bei spezifischen Wünschen der Politik bzw.
bei problematischen Entwicklungen in einzelnen Fächern ange-
zeigt sein kann. Als Beispiel sei die der OECD zugesicherte Inklu-
sion [2] im Rahmen der Schulbildung genannt. Mit der im Jahr
2009 ratifizierten Konvention der Vereinten Nationen über die
Rechte der Menschen mit Behinderungen hat sich Deutschland
verpflichtet, ein integratives Bildungssystem auf allen Ebenen zu
gewährleisten. Lehrkräfte gilt es nun zur Umsetzung der Ver-
pflichtung schnellstmöglich zu qualifizieren, was möglicher-
weise die Einrichtung spezifischer Professuren und Neuberufun-
gen erfordert. Auch der Wunsch der Politik nach einer spezifi-
schen Ausrichtung z.B. in der Medizin kann bei Globalhaushalten
nicht unmittelbar durch Eingriff in die Autonomie umgesetzt
werden. Ausgeschlossen ist aber auch ein unmittelbares Eingrei-
fen der Hochschulleitungen bei Problemen in den einzelnen
Fächern.
In beiden Fällen bieten sich Zielvereinbarungen als Lösung an, z.B.
im Rahmen von Hochschulverträgen. Solche unterliegen aber
mehrjährigen Zyklen. Hochschulverträge enthalten vielfach Ele-
mente einer Indikatoren-gestützten Allokation der Mittel, die
eine Steuerung der Hochschulen durch das Land gemäß den spe-
zifischen Bedürfnissen bzw. Wünschen ermöglicht. Ziele können
die Senkung der Studienabbrecherquote, die Stärkung der For-
schung und Steigerung der Drittmitteleinnahmen, die Schaffung
von Maßnahmen zur Weiterbildung, die Förderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung, die Erhöhung des internationalen
Renommees bzw. des Studierendenaustausches sowie die Siche-
rung der Gleichstellung und Förderung von Diversität sein. Ein
wichtiges Ziel der letzten Jahre war auch die Einrichtung zusätz-
licher Studienplätze zur Aufnahme des doppelten Abiturjahr-
gangs – respektive die Bereitstellung von Mitteln, um den Studi-
enanfängerinnenundStudienanfängernein qualitativhochwerti-
ges Studium zu bieten.
In den letzten Jahren ist allerdings weithin eine Stagnation der
Hochschulfinanzierung festzustellen, teilweise kam es auch zu
erheblichen Etatkürzungen, wie z.B. bei den Berliner Universitä-
ten nach der Wiedervereinigung. Zwar hat sich die Situation in
Berlin stabilisiert, doch fürchten jetzt die Universitäten der
neuen Länder deutliche Einschnitte in ihre Haushalte. Dies alles
ist vor dem Hintergrund der erheblich steigenden Zahlen von
Studierenden zu sehen. Die Zahl der Studienanfänger ist von
246000 im Jahr 2000 auf 445000 im Jahr 2012 gestiegen [3].
Zur Finanzierung des vorübergehenden Mehrbedarfs für diese
Studierenden stellt die Bundesregierung durch den Hochschul-
pakt 2020 fast 7 Mrd. € bis 2017 zur Verfügung1, doch erwarten
die Hochschulen keinen vorübergehenden, sondern einen anhal-
tenden Aufwuchs der Zahl ihrer Studierenden. Im gleichen Zeit-
raum stieg nämlich die Studierendenquote von 34% auf 55%.

Auch der Wissenschaftsrat geht von einer steigenden Zahl von
Studierenden aus und fordert in seiner im Juli 2013 publizierten
Stellungnahme einen bis 2025 laufenden Zukunftspakt für das
Wissenschaftssystem [4] mit Maßnahmen zum Ausbau der
Quantität und Qualität von Lehre – ausdrücklich wird die Bereit-
stellung von Mitteln für eine bessere Betreuungsrelation und für
mehr Studienplätze angemahnt. Ferner werden Nachfolgepro-
gramme für Graduiertenschulen und Exzellenzcluster der Exzel-
lenzinitiative gefordert. Nach 2017 seien Forschungscluster aus
dem Portfolio der Deutschen Forschungsgemeinschaft und für
langfristig tragende Themen Liebig-Zentren einzurichten. Die
Landesmittel für erfolgreiche Maßnahmen der Exzellenzinitia-
tive seien zu erhalten. Ferner sei die differenzierte Profilierung
der Hochschullandschaft zu unterstützen. Der Hochschulbau
solle wieder von Bund und Ländern gemeinsam finanziert wer-
den und die Hochschulen sollen angesichts des weiter wachsen-
den Aufgabenspektrums künftig eine Zuweisung mindestens 1%
oberhalb der spezifischen Kostensteigerung erhalten. Damit
würde sich die Hochschulfinanzierung derjenigen der außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen (Fraunhofer-Gesellschaft,
Helmholtz-Gemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft und Leibniz-
Gemeinschaft) annähern, die in den Jahren 2011–2015 Auf-
wüchse von 5% jährlich erhalten [5].
Aktuell begegnen die Wissenschaftler einer unzureichenden
Grundfinanzierung ihrer Forschung mit einer ganz erheblichen
Steigerung der Einwerbung von Drittmitteln. So stieg die Hoch-
schulfinanzierung von 1995 bis 2008 nominal um 6%, während
sich der Anteil der Drittmittelausgaben im Mittel von 11% auf
20% der Hochschulausgaben erhöhte [6]. Nicht wenige Univer-
sitäten haben aber heute einen Anteil von Drittelmittelfinanzie-
rung, der sie anfällig gegenüber Unwägbarkeiten macht. Mit der
gestiegenen Beantragung von Drittmitteln sank zudem die Be-
willigungsquote erheblich, bei der Deutschen Forschungsge-
meinschaft beispielsweise von 47% im Jahr 2009 auf 33% in
2012 [7].
Die Finanzierung aus Drittmitteln wesentlich befördert hat zwei-
fellos die Exzellenzinitiative (●" Tab.1), die im Ergebnis langfris-
tig zu einer starken Spreizung des Systems der tertiären Bildung

Tab. 1 Exzellenzwettbewerb des Bundes und der Länder.

1.Programmphase 2.Programmphase

Förderperiode: 2006 bis 2012 Förderperiode: 2012 bis 2017

Fördervolumen: 1,9 Milliarden € Fördervolumen: 2,7 Milliarden €

37 geförderte Hochschulen
– 38 Exzellenzcluster
– 40 Graduiertenschulen
– 9 Zukunftskonzepte

35 geförderte Hochschulen
– 43 Exzellenzcluster
– 45 Graduiertenschulen
– 11 Zukunftskonzepte

Tab. 2 Zusammenschluss von Hochschulen zu Interessengruppen.

German U15 TU9 German Institutes

of Technology

15 große, forschungsstarke und
medizinführende Universitäten
mit zusammen fast 500 000 Studie-
renden (20% der Gesamtzahl der
Studierenden)

Zusammenschluss der 9 führen-
den Technischen Universitäten
in Deutschland

37% aller Drittmittel in Deutschland,
im Medizinsektor sogar 60%

26% aller Drittmittel an deut-
schen Hochschulen

Abschluss von 50% aller Habilita-
tionen in Deutschland

57% der Promotionen in den
Ingenieurwissenschaften

1 Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern über den Hoch-
schulpakt 2020 vom 24. Juni 2009
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führen kann, wahrscheinlich sogar wird. Falls sich die aus Exzel-
lenzmitteln stark geförderten Universitäten auf dem hohen
Niveau stabilisieren bzw. weiterentwickeln können, wozu es der
Verstetigung der Finanzierung nach dem Auslaufen der Bundes-
mittel nach 2017 durch die Länder bedarf, könnten Forschungs-
universitäten neben besonders in der Lehre ausgewiesenen Uni-
versitäten entstehen – also sich ein System ähnlich dem amerika-
nischen Universitätssystem in Deutschland entwickeln. Der Wis-
senschaftsrat sieht diese Entwicklung offenbar ebenfalls und for-
dert daher – wie beschrieben – die Förderung profilbildender
Maßnahmen [4].
Infolgedessen haben sich aber auch die Interessen der Universitä-
ten unterschiedlich entwickelt. Heute sind nicht nur mehr Uni-
versitäten von Fachhochschulen und künstlerischen Hochschu-
len zu unterscheiden, vielmehr haben sich mehrere kleine Ver-
bünde für die Vertretung ihrer spezifischen Interessen zusam-
mengefunden, z.B. der 2006 gegründete Verbund TU9 German
Institutes of Technology und der 2012 gegründete German U15
(●" Tab.2). Zu den weiteren gehören der Verbund Norddeutscher
Universitäten und der Universitätsverbund Südwest. Welche
Konsequenzen sich daraus ergeben, wird die Zukunft zeigen.
Von besonderem Interesse ist daher derzeit die Positionierung
von Wissenschaftsrat und Kultusministerkonferenz. Insofern
sehen die Universitäten in Deutschland den weiteren Entwick-
lungen mit größter Aufmerksamkeit entgegen.
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Abstract

Status and Development of Academic Institutional
Financing
!

The increasing numbers of students, the expiration of the Ger-
man excellence initiative and the forthcoming limitation of pub-
lic debts put a focus on future financing of universities in Ger-
many and how the federal government can be involved. The Ger-
man Council of Science and Humanities (Wissenschaftsrat) pub-
lished a statement in July 2013 where they call for a financial
push for the German university systemwhich gives a sustainable
perspective until 2025.
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